
D
ie Hoteliers und Wirte im Land
sind zuversichtlich. „Die Entwick-
lung hat sich vom Negativen ins Po-

sitive gedreht“, sagte Peter Schmid, Präsi-
dent des Hotel- und Gaststättenverbandes
Dehoga in Baden-Württemberg gestern.
Gründe für den Aufwärtstrend seien die
gute Konjunktur und die Senkung des
Mehrwertsteuersatzes für Hotelübernach-
tungen. Der Aufschwung werde sich auch
2011 fortsetzen, die Branche rechnet mit
einem Umsatzplus von zwei Prozent.

Eine höchst erfreuliche Bilanz zog der
Dehoga-Präsident aufgrund der Reduzie-
rung des Mehrwertsteuersatzes von 19 auf
sieben Prozent für die Hotellerie. 240 Mil-
lionen Euro und damit doppelt so viel wie
in den Jahren zuvor hätten die Beherber-
gungsbetriebe 2010 investiert – in die Reno-
vierung von Bädern, Zimmern, Fassaden,

Wellnesseinrichtungen oder den Einbau in
energiesparende Blockheizkraftwerke.
Diese Zahl sei keine Hochrechnung, son-
dern beruhe auf tatsächlich erfolgten Inves-
titionen in 1500 der 7000 Beherbungsbe-
triebe, betonte Schmid. Investiert hätten
die Hotels auch in die Servicequalität, 1400
Mitarbeiter seien zusätzlich eingestellt
worden. Auch die Gäste hätten profitiert –
die Preise für Hotelübernachtungen seien
günstiger gewesen als in den jeweiligen Vor-
jahresmonaten, sagte der Dehoga-Präsi-
dent und verwies auf die „neutralen Zah-
len“ des Statistischen Landesamtes.

„Die Hotellerie hat Wort gehalten. Wir
erwarten jetzt auch, dass die Politik Wort
hält“, betonte der Dehoga-Präsident und
zielte damit auf die anhaltende Kritik am
Steuergeschenk der CDU-FDP-Koalition.
Eine Rücknahme der Reduzierung lehnt

der Verband ab. Vielmehr müsse der ge-
senkte Steuersatz auch für den Gastrono-
miebereich gelten, forderte Schmid und
mahnte eine „aktive Mittel-
standspolitik“ an.

Sorge bereiten dem Ver-
band die rund 46 000 Famili-
enbetriebe, die vor einem Ge-
nerationswechsel stünden.
Das sei vor allem im ländli-
chen Bereich ein Problem.
„Das Sterben der Dorfgasthäu-
ser geht weiter – und wir kön-
nen nichts dagegen tun,“
sagte Schmid.

Die Wirtschaftskrise hatte
die Branche hart getroffen,
2009 waren die Erlöse um 7,8
Prozent eingebrochen. Auch
in den Anfangsmonaten 2010
waren die Auswirkungen
noch deutlich spürbar, insbe-
sondere in der Tagungs- und Geschäftsrei-
sehotellerie und in den Cateringunterneh-
men. Von Juni an jedoch ging es deutlich

aufwärts. Insofern sei 2010 „ein Jahr der
Extreme gewesen“, sagte der Dehoga-Präsi-
dent. Insgesamt kommt die Branche im

Zeitraum von Januar bis No-
vember auf ein Umsatzplus
von 0,8 Prozent.

Die konjunkturelle Bele-
bung sei höchst unterschied-
lich in den verschiedenen Be-
triebsarten gewesen. So
musste die Gastronomie, die
nicht von dem ermäßigten
Mehrwertsteuersatz profi-
tiert, einen leichten Rück-
gang von 0,2 Prozent hinneh-
men. Einen Umsatzzuwachs
von 2,8 Prozent verzeichne-
ten die 7000 Beherbergungs-
betriebe in den ersten elf Mo-
naten. Die Zahl der Hotelüber-
nachtungen kletterte um 4,6
Prozent auf knapp 25,5 Millio-

nen. Die Bettenauslastung lag bei durch-
schnittlich 36,5 Prozent, und damit um 1,4
Prozentpunkte höher gegenüber 2009.

D
ie Grünen-Fraktion im Landtag
hält die Staatsanwaltschaft Stutt-
gart bei ihren Ermittlungen zum

Polizeieinsatz im Schlossgarten für befan-
gen. Der Abgeordnete Hans-Ulrich Sckerl
bezieht sich dabei auf Interviewäußerun-
gen des Oberstaatsanwalts Bernhard Häuß-
ler vom 11. Dezember 2010. Häußler hatte
damals gesagt: „Vorläufig kann ich sagen,
dass es keine Anhaltspunkte dafür gibt,
dass der Einsatz insgesamt offensichtlich
unrechtmäßig war. Auf der zweiten Ebene
klären wir, ob sich einzelne Beamte falsch
verhalten haben.“ Der Oberstaatsanwalt
sprach aber „angesichts der hohen Zahl der
Verletzten und der Schwere der Verletzun-
gen“ von einer „besonderen Situation“. Der
Verdacht, dass die Polizei versucht habe,
Demonstranten aus den Bäumen zu vertrei-
ben, sei jedoch ausgeräumt.

Der Grünen-Abgeordnete Sckerl hält
diese Aussagen Häußlers wenigstens für
voreilig, weil zu diesem Zeitpunkt die Er-
mittlungsverfahren gerade
erst eingeleitet worden waren
oder zumindest noch im vol-
len Gang waren. „Der zustän-
dige Staatsanwalt erteilt Per-
silscheine ohne festgestellte
Ermittlungsergebnisse und
abgeschlossene Verfahren“,
moniert Sckerl. „Er ist offen-
sichtlich befangen.“ Daher
seien größte Zweifel ange-
bracht, ob der Polizeieinsatz
objektiv und sachgerecht überprüft werde.
Denn am 21. Dezember habe der Ober-
staatsanwalt in einem Schreiben an den Un-
tersuchungsausschuss des Landtags mitge-
teilt, dass die Ermittlungen noch andauer-
ten. Aus dem Schreiben gehe hervor, dass
die Verhältnismäßigkeit des Polizeieinsat-
zes noch „zu gegebener Zeit“ abschließend
geklärt werden müsse, auch die Ermittlun-
gen zum Einsatz der Wasserwerfer seien
noch nicht beendet. Für den Grünen-Politi-

ker Sckerl folgt aus den Vorwürfen, die Auf-
klärung des Polizeieinsatzes vom 30. Sep-
tember in die Verantwortung einer ande-
ren Staatsanwaltschaft zu legen.

Das hält der Generalstaatsanwalt Klaus
Pflieger für ungerechtfertigt. „Anhalts-

punkte dafür, dass die Staats-
anwaltschaft Stuttgart die ent-
sprechenden Ermittlungen
nicht objektiv und sachge-
recht führen könnte, beste-
hen nicht“, schrieb er bereits
am 22. Dezember in einer Ver-
fügung. Auch Justizminister
Ulrich Goll (FDP) sieht „we-
der Anlass noch Raum“, auf
die Entscheidung des General-
staatsanwalts mittels einer ex-

ternen Weisung des Justizministeriums
Einfluss zu nehmen.

Der CDU-Obmann im Untersuchungs-
ausschuss, Ulrich Müller, wies die Kritik an
der Staatsanwaltschaft als haltlos zurück.
Mit ihrem Vorstoß, Häußler wegen Befan-
genheit abzuberufen, befänden sich die
Grünen sowohl parlamentarisch als auch
rechtlich auf dem Holzweg. Müller fügte
hinzu: „Man löst Rechtsprobleme der Wi-
derstandshandlung, die sich rund um Stutt-

gart 21 ergeben haben, nicht, indem man
haltlose Kritik an der Polizei und der Justiz
übt.“ CDU-Landesgeneralsekretär Tho-
mas Strobl sprach von einem „durchschau-
baren Wahlkampfmanöver“.

Im Untersuchungsausschuss war aller-
dings der Freiburger Verfassungsrechtler
Ralf Poscher zu einem anderen Ergebnis
gekommen als Oberstaatsanwalt Häußler
in seinem Interview. Der von den Grünen
als Sachverständiger bestellte Professor
wertete den Widerstand im Schlossgarten
als Spontanversammlung. In seiner Verfas-
sungsexegese kam Poscher zu dem Ergeb-
nis, dass die Anwendung des unmittelba-

ren Zwangs – also der Einsatz von Wasser-
werfern, Pfefferspray und Schlagstock – im
juristischen Sinn zwar erforderlich war,
um das Baufeld freizuräumen und den Be-
ginn der Baumfällarbeiten zu ermöglichen.
Allerdings sei er nicht angemessen gewe-
sen, wodurch der Polizeieinsatz unverhält-
nismäßig und damit rechtswidrig wurde.

Poscher stellte sich gegen den von der
CDU berufenen Sachverständigen, den
Staatsrechtler Thomas Würtenberger. Die-
ser hatte den Begriff der verfassungsrecht-
lich geschützten Spontanversammlung zu-
rückgewiesen und von einer rechtswidri-
gen Verhinderungsblockade gesprochen.

Peter Schmidt,
Dehoga-Präsident

V
or der Landtagswahl in Baden-
Württemberg können erstmals
auch Kinder und Jugendliche an die

Wahlurne. Bei der landesweiten „U-18-Ju-
gendwahl“ können sie ihre Stimme vor der
eigentlichen Abstimmung am 27. März ab-
geben. „Wir sind das erste Bundesland in
Deutschland, das ein solches Angebot zu
einer Landtagswahl auf die Beine stellt“,
sagte der Bildungsreferent des Landesju-
gendrings Baden-Württemberg, Udo
Wenzl. Ziel sei, Kinder und Jugendliche für
politische Wahlen zu interessieren.

„Für Unter-18-Jährige hat das Wählen
eine große Symbolkraft“, sagte Wenzl. „Kin-
der und Jugendliche wollen dabei sein,
wenn es um politische Weichenstellungen
geht. Bisher haben sie jedoch das Gefühl,
ausgegrenzt zu sein, nicht ernst genom-
men zu werden.“ Die Jugendlichen würden
mit der Wahl in politische Prozesse und die
politische Meinungsbildung einbezogen.
„Damit wird aktiv gegen die bei Jugendli-
chen stärker werdende Politikverdrossen-
heit vorgegangen“, sagte Wenzl zum Start
des Projektes. Für die Parteien und Politi-

ker bestehe damit die Chance, mit Jugendli-
chen in Kontakt zu kommen.

Für „U 18“ würden landesweit öffentli-
che Wahllokale eingerichtet – unter ande-
ren im Schulen, bei Verbänden, in Jugend-
häusern und anderen kommunalen Ein-
richtungen. Landesweit sollen mehr als
200 Wahllokale entstehen. Die Wahlzettel
und Wahlkreise, die zur Wahl stehenden
Politiker sowie die Parteien sind identisch
mit denen der echten Landtagswahl. Das
Projekt ist unabhängig von Parteipolitik.

Gewählt werden kann bis zum 18. März,
also bis neun Tage vor der Landtagswahl.
Danach werden die Stimmen öffentlich
und von Jugendlichen ausgezählt. Es gibt
über das Internet landesweite Hochrech-
nungen und ein offizielles Endergebnis.
„Die Stimmen dokumentieren ein politi-
sches Stimmungsbild von Kindern und Ju-
gendlichen“, sagte Wenzl. In das Ergebnis
der echten Landtagswahl fließen sie nicht
ein. Organisiert wird die Jugendwahl vom
Landesjugendring und der Arbeitsgemein-
schaft Jugendfreizeitstätten Baden-Würt-
temberg.  lsw

E
inen guten Rat gibt es für Radfahrer
nicht immer. Wer sein Zweirad mit
in Zug und Bahn nehmen möchte,

der steht oft ratlos vor dem Kartenautoma-
ten der öffentlichen Verkehrsmittel.

„Wir wollen endlich eine einheitliche
kostenlose Fahrradmitnahme im Nahver-
kehr für das ganze Land Baden-Württem-
berg“, sagt Nik Sakellariou, Vorsitzender
der Naturfreunde Baden-Württemberg.
Bisher seien die Tarife von Landkreis zu
Landkreis verschieden und daher für Rad-
fahrer äußerst schwer zu überblicken.

Würde man beispielsweise mit dem Zug
von Stuttgart an den Bodensee fahren, und
sein Rad in den Zug schieben, wäre die Mit-
nahme zunächst kostenlos, im Landkreis
Göppingen dann aber wieder kostenpflich-
tig. Kreuzt man einen anderen Landkreis,
fallen so also eventuell plötzlich Zusatzge-
bühren an. Generell kostet ein Fahrrad-
ticket im Nahverkehr 4,50 Euro. Am Auto-
maten würde es dem Fahrgast grundsätz-
lich zu seinem Ticket angeboten, unabhän-
gig davon, ob es im jeweiligen Verkehrsver-
bund überhaupt benötigt wird.

Darüber werden Radfahrer am Automa-
ten nicht informiert. Doch ob und wann
man für sein Rad zahlen muss oder nicht,
diese Frage könnten auch oft Schaffner
nicht beantworten, sagt Peter Pipiorke von
den Naturfreunden Stuttgart, der die neue
Kampagne „Nimm’s mit“ des Verbands vor-
gestellt hat. Zu unübersichtlich seien die
Regeln in den insgesamt 22 Nahverkehrsbe-
reichen im Land. Auch die Sperrzeiten,
also wann ein Rad mit in den Zug genom-
men werden darf und wann nicht, seien
unterschiedlich. Deshalb erwarten die Mit-
glieder des Verbands nach der Wahl von
einer neuen Landesregierung, dass eine
kostenlose Mitnahme des Zweirads rund
um die Uhr im Nahverkehr durchgesetzt
wird. „Wir halten dieses Ziel für realis-
tisch“, sagt Sakellariou. Auch der Stellen-
wert des Radverkehrs in Baden-Württem-
berg würde so erhöht werden.

Der Fernverkehr ist nicht Teil der Kam-
pagne. Wobei die Bahn zunehmend das IC-
Netz verkleinere und mehr ICE-Züge ein-
setzt. „Im ICE dürfen keine Fahrräder mit-
genommen werden“, sagt Sakellariou.

„Die Hotellerie hat
Wort gehalten.
Wir erwarten jetzt
auch, dass die
Politik Wort hält.“

Polizeieinsatz Im Landtag gibt es
neuen Streit über die juristische
Aufarbeitung des „schwarzen
Donnerstags“. Von Reiner Ruf

Landtagswahl Vor dem 27. März erhebt der Landesjugendring
ein Stimmungsbild. Gewählt wird in öffentlichen Einrichtungen.

Mehrwertsteuersenkung Die Hotel- und Gaststättenbetriebe im Land
haben 2010 deutlich mehr investiert. Von Andrea Koch-Widmann

Schlossgarteneinsatz Baden-
WürttembergsMinisterpräsi-
dent StefanMappus (CDU)
hat wegen der Erblindung des
vomWasserwerfer getroffe-
nen Stuttgart-21-Gegners Diet-
richWagner „keinerlei Schuld-
gefühle“. „Natürlich tut mir der
Mann leid. Allerdings wurde er
von Polizistenmehrmals von
demOrt weggeführt. Er wurde

darauf hingewiesen, dass es ge-
fährlich sein kann, er ist aber
immerwieder zurückgekehrt“,
sagteMappus derWochenzei-
tung „Die Zeit“.

AugenverletzungAuf die
Frage, obWagner selbst
schuld sei, antworteteMap-
pus: „Ich fände es unpassend,
bei jemandem, der eine

schwere Verletzung hat, von
Schuld zu sprechen. Aber die
Schuld auf andere abzuwälzen,
finde ich nicht legitim.“Wag-
ner hat bestritten, eineMitver-
antwortung für seine Verlet-
zung zu tragen. Das Foto des
aus denAugen blutenden Rent-
ners ging nach demmassiven
Polizeieinsatz am 30. Septem-
ber 2010 um dieWelt. dpa
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Der Vorstandsvorsitzende des Evangelischen
Diakoniekrankenhauses in Freiburg, Urs Keller,
wird neuer Chef der Diakonie Baden. Der
Soziologe und Theologe tritt die Nachfolge
vonOberkirchenrat Johannes Stockmeier
an, der seit 15. Januar Präsident des
DiakonischenWerkes der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD) ist. Der 52-Jäh-
rige leitet seit 1998 das Diakoniekrankenhaus
in Freiburg, wie die badische Landeskirche am
Mittwochmitteilte. Seinen neuen Dienst werde
Keller voraussichtlich imMai antreten. Keller
ist seit 2006 imAufsichtsrat der Diakonie
Baden als einer von neun gewählten Delegier-
ten. Er war 1991 bis 1998 als Pfarrer in
Furtwangen, Vöhrenbach und Gütenbach
(Schwarzwald-Baar-Kreis) epd

Kampagne Die Naturfreunde fordern eine einheitliche und kostenlose
Mitnahme von Fahrrädern im Nahverkehr. Von Katharina Sorg

DieWirte blicken hoffnungsfroh in die Zukunft

Dank ihrer Rabattverträge mit Herstellern
von Nachahmer-Medikamenten rechnet
die Krankenkasse AOK in diesem Jahr in
Deutschland mit Einsparungen von rund
720 Millionen Euro. „Dass AOK-Versi-
cherte und auch die Versicherten der meis-
ten anderen Krankenkassen keine Zusatz-
beiträge bezahlen müssen, verdanken wir
vor allem den Versorgungsverträgen für Ge-
nerika“, sagte Christopher Hermann, stell-
vertretender Vorstandsvorsitzender der
AOK Baden-Württemberg, am Mittwoch
in Stuttgart. Für alle gesetzlichen Kranken-
kassen in Deutschland seien deshalb im
Jahr 2011 Einsparungen von bis zu drei Mil-
liarden Euro möglich.

Generika sind Nachahmerpräparate
von Medikamenten, deren Patent bereits
abgelaufen ist. Sie müssen die gleiche Wirk-
samkeit aufweisen, sind aber meist preis-
werter als das Original. Möglich sind diese
Rabattverträge seit 2007. Seitdem dürfen
die Krankenkassen die Versorgung mit ein-
zelnen Medikamenten ausschreiben und
auch direkt Rabattverträge mit Pharmaher-
stellern abschließen.

Die Apotheken sind dann verpflichtet,
bei gleichwertigen Arzneimitteln bevor-
zugt die Vertragsprodukte der jeweiligen
Krankenkasse herauszugeben. Die Patien-
ten können seit dem 1. Januar aber auch
das teurere Produkt verlangen, müssen die
entstandenen Mehrkosten dann jedoch
selbst tragen. Die AOK profitiert nach eige-
nen Angaben derzeit von Rabattverträgen
mit 22 Unternehmen.  lsw

Oberstaatsanwalt Bern-
hard Häußler ist in die
Kritik geraten. Foto: dpa

STEFAN MAPPUS: KEINERLEI SCHULDGEFÜHLE WEGEN ERBLINDETEM

Kontakt

Der Wiedereinstieg des Landes beim
Stromkonzern EnBW beschäftigt nun auch
die Justiz. Die Stuttgarter Staatsanwalt-
schaft prüft gegenwärtig, ob sie wegen des
Alleingangs von Ministerpräsident Stefan
Mappus (CDU) am Landtag vorbei Ermitt-
lungen aufnehmen wird. Entsprechende
StZ-Informationen bestätigte eine Behör-
densprecherin. Auslöser seien insgesamt
vier Strafanzeigen. Darin hatte unter ande-
rem ein renommierter Wirtschaftsanwalt
den Verdacht der Untreue erläutert. Es
liege zumindest eine Vermögensgefähr-
dung vor, argumentiert er, da das Milliar-
dengeschäft ohne die – nachträglich er-
teilte – Genehmigung des Parlaments ge-
platzt wäre, mit hohen Schadenersatzrisi-
ken für das Land. Dabei sei es „rechtlich
bedeutungslos“, wenn die EdF einen Land-
tagsvorbehalt nicht akzeptiert habe.

Zugleich regt der Anwalt an, die Ein-
schaltung des Investmentbankers, Map-
pus-Freundes und CDU-Landesvorständ-
lers Dirk Notheis zu prüfen. Da sich Käufer
und Verkäufer kannten und wohl seit länge-
rem in Gesprächen gewesen seien, lasse
sich eine Vermittlungsleistung der Bank
nicht erkennen. Zu untersuchen sei auch,
ob die Vergütung für Morgan Stanley – dort
ist Notheis Deutschlandchef – angemessen
und marktüblich sei. Im Antwortschreiben
der Staatsanwaltschaft wurde als Betreff
„Ermittlungsverfahren gegen Stefan Map-
pus wegen Untreue“ genannt. Dagegen
sagte die Behördensprecherin, es handele
sich bisher nicht um förmliche Ermittlun-
gen, sondern um eine Vorprüfung. In etwa
drei Monaten könne man möglicherweise
Näheres zu deren Ergebnis sagen.  mül

Freiburg

Urs Keller wird neuer
badischer Diakoniechef

Redaktion Landespolitik

Grüne verlangen Ablösung des Staatsanwalts

Persönliches

U-18-Wahl für junge Leute
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Der Schaffner ist oft überfragt

Arzneimittel

AOK spart durch
Rabattverträge

Strafanzeigen

Staatsanwaltschaft
prüft EnBW-Coup

Die juristische Bewertung des Polizeieinsatzes im Schlossgarten ist noch nicht abgeschlossen.  Foto: dapd
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